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Die jüngsten Ausschreitungen in Dublin haben ein neues Licht auf die Aktivitäten der aufstrebenden
irischen Rechtsextremen geworfen. Nach einer Messerstecherei vor einer Dubliner Schule
entwickelte sich ein rechtsextremer Protest gegen Migrant:innen und Flüchtlinge, der durch
rassistische Äußerungen in rechtsextremen Netzwerken in den sozialen Medien inszeniert wurde, zu
einem Gefecht mit der irischen Polizei (Garda Siochána; Gardai). Es folgten Plünderungen und
Angriffe auf öffentliche Verkehrsmittel, einschließlich eines Angriffs auf einen Busfahrer mit
Migrationshintergrund, wobei viele Angehörige ethnischer Minderheiten im Stadtzentrum um ihre
Sicherheit fürchteten.

Die Wahrheit über die Messerstecherei war so weit von den rassistischen Gerüchten entfernt wie
nur möglich. Nicht ein algerischer Einwanderer war der Messerstecher, sondern ein Ire, der an
einer psychischen Krankheit leidet. Tatsächlich kam Caio Benicio, ein brasilianischer Deliveroo-
Fahrer, dem angegriffenen jungen Mädchen zu Hilfe und schlug den Angreifer mit seinem
Motorradhelm zurück.

Diese Ausschreitungen finden vor dem Hintergrund zunehmender Angriffe auf Flüchtlingslager und
Schikanen gegen Bibliotheksmitarbeiter:innen im vergangenen Jahr statt. Mehrere
flüchtlingsfeindliche Proteste haben sich vor Asylbewerber:innenheimen abgespielt, oft mit lokaler
Unterstützung und Hassreden von bekannten rechtsextremen Aktivist:innen. Behelfsmäßige Lager
wurden in Ashtown und zuletzt in der Sandwith Street in Dublin angegriffen, wo Zelte
niedergebrannt wurden.

Parallel dazu wurden gewählte Vertreter:innen von Sinn Fein und People before Profit (PbP), die
sich im Dail (Parlament) für die Rechte von Migrant:innen eingesetzt haben, angegriffen. In Leitrim
wurde ein Brandanschlag auf das Haus von Martin Kenny, Abgeordneter von Sinn Fein, verübt, und
Paul Murphy, Abgeordneter von PbP, wurde von rechtsextremen Schläger:innen körperlich
angegriffen und sein Haus mit Posten umzingelt. Auch gegen Mick Barry, Deputierter der PbP-
Solidarität, wurde ein Anschlag auf sein Büro verübt.

Bibliotheken wurden von rechtsextremen Schläger:innen versperrt und gestürmt, wobei auch
Bibliotheksmitarbeiter:innen schikaniert wurden. All dies, um die Bereitstellung von LGBTIA+-
Lesematerial, Drag-Events und „pornografischen“ Büchern zu verhindern. Die Mahnwache in der
Stadtbibliothek von Cork im Juli wurde von Ireland First organisiert, der jüngsten rechtsextremen
Partei in Irland. Die Irish Freedom Party und die National Party sind die beiden anderen großen
Gruppen im rechtsextremen Spektrum.

Angriffe auf Migrant:innen

In Irland sind erst in jüngster Zeit rechtsextreme Gruppierungen entstanden, die zwar noch klein
sind, aber eine wachsende Feindseligkeit gegenüber Migrant:innen und Flüchtlingen entwickeln.
Der Aufstieg des Rechtspopulismus auf internationaler Ebene, insbesondere die Wahl von Trump,
hat der irischen extremen Rechten zunächst Auftrieb gegeben. Die Alarmglocken begannen zu
läuten, als der rechte Präsidentschaftskandidat Peter Casey, der behauptete, dass die nichtsesshafte
Gruppe der Traveller (Fahrende) „im Grunde genommen Menschen sind, die in fremdem Land
campieren“, 2018 den zweiten Platz belegte. Der Rassismus gegen Traveller bildete in der
Vergangenheit einen Schwerpunkt der Diskriminierung in Irland.
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In den letzten 20 Jahren gab es in Irland zahlreiche Kämpfe und Massenkampagnen, die darauf
abzielten, die Regierungspolitik und reaktionäre Sozialgesetze zurückzudrängen. Dies reichte von
Bewegungen gegen Müllgebühren, Haushalts- und Grundsteuerabgaben bis hin zu den erfolgreichen
Massenmobilisierungen gegen Wassergebühren. Hinzu kamen die siegreichen Ergebnisse der
Volksabstimmungen, die die Gleichstellung der Ehe und die Aufhebung des achten Zusatzartikels,
was die Abtreibungsrechte verbesserte, sicherstellten.

Eine Gegenreaktion gegen diese Bewegungen war immer zu erwarten. Insbesondere die katholische
Kirche war von den Ergebnissen des Referendums erschüttert. Kein Wunder, dass die aufkommende
extreme Rechte sich gerne mit unzufriedenen Menschen verband, die einen traditionellen
katholischen Standpunkt vertraten, der in der Ablehnung von LGBTIA+-Rechten und der
Feindseligkeit gegenüber dem Recht der Frau auf sexuelle Selbstbestimmung verwurzelt war.

Das Hauptziel der Rechtsextremist:innen waren jedoch immer Migrant:innen und Flüchtlinge.
Obwohl ihre Stimmen gering waren, fühlten sich die Rechtsextremen selbstbewusst genug, um in
den letzten fünf Jahren bei einer Reihe von Wahlen anzutreten, als die Proteste gegen Flüchtlinge
zunahmen. Sie begannen, aus einwanderungsfeindlichen Vorurteilen Kapital zu schlagen.

Es folgte die COVID-Krise, bei der faschistische Aktivist:innen auf Verschwörungstheorien und
Proteste gegen Lockdowns und Impfen setzten. Aber es war die Aufnahme von 70.000 ukrainischen
Flüchtlingen durch die irische Regierung im Jahr 2022, die die extreme Rechte auf den Plan rief.

Die irische Regierung beschloss, so viele ukrainische Flüchtlinge wie möglich in Hotels,
leerstehenden Gebäuden usw. unterzubringen, aber alle anderen Flüchtlinge mussten sich selbst
versorgen. Dies führte zu Obdachlosenlagern und etwa 500 Flüchtlingen, die auf der Straße leben.
Das hat diese Lager zu leichten Zielen für die Faschist:innen gemacht. Nicht nur Obdachlosenlager,
sondern auch Hotels, in denen Flüchtlinge untergebracht waren, bildeten die Angriffspunkte.

Die Krise wurde noch verschärft, als die Regierung im März ankündigte, dass Hotelverträge zur
Unterbringung von Flüchtlingen gekündigt würden, da sich die Hotelbetreiber:innen der
Touristensaison näherten. In einem Land, in dem bereits 250.000 Wohnungen fehlen und ein Mangel
an erschwinglichen Miet- und Kaufobjekten herrscht, fanden rechtsextreme Demagog:innen leider
auch in einigen Arbeiter:innengemeinden Gehör. Die Vernachlässigung der Wohnungskrise durch
die irische Regierung und ihre diskriminierende Politik haben diesem Anstieg des Rassismus
Vorschub geleistet.

Wie man die extreme Rechte stoppen kann

In Irland kam es in letzter Zeit zu Massenbewegungen und einem fortschrittlichen sozialen Wandel,
was jedoch kaum auf das Eingreifen von Gewerkschaften zurückzuführen ist. Die irische
Arbeiter:innenklasse ist durch Angriffe auf ihren Lebensstandard in Bedrängnis geraten.

Jahrelange Sparmaßnahmen, die Auswirkungen von Covid, ein marodes Gesundheitswesen und eine
chronische Wohnungskrise haben die Arbeiter:innenklasse schwer getroffen. Aber die
Gewerkschaftsführung hat diesen Zustand nicht in Frage gestellt. Sie macht sich sogar mitschuldig
an den Angriffen der Regierung, indem sie ihre Mitglieder durch die Unterzeichnung von
Sozialpartnerschaftsabkommen zügelt.

Wenn die organisierte Arbeiter:innenklasse über ihre Gewerkschaften weiterhin untätig bleibt,
können wir mit einer stärkeren Bedrohung von rechts rechnen. Die Selbstgefälligkeit der
Bürokrat:innen in Bezug auf die Vertretung ihrer Arbeiter:innen wird durch ihre katzbuckelnde
Nutzlosigkeit angesichts der rassistischen Angriffe auf Wanderarbeiter:innen ergänzt.



Der Irische Gewerkschaftskongress (ICTU) organisierte als Reaktion auf die Ausschreitungen eine
kleine Mittagskundgebung, bei der ICTU-Generalsekretär Owen Reidy von „unserer wunderbaren
Polizei“ sprach. Dies ist eine völlig unangemessene Reaktion, die die Realität auf den Kopf stellt.
Genauso wenig wie die Behauptung von Mary Lou McDonald von Sinn Fein, dass die Regierung und
der Kommissar es versäumt hätten, die Gardai richtig auszustatten. Die Gardai, die eine sehr weiche
und ineffektive Haltung gegenüber dem randalierenden Mob eingenommen hat, wird weder
Migrant:innen noch irgendeine andere Gruppe von Arbeiter:innen im Kampf verteidigen!

Es hat wichtige Mobilisierungen gegen die Rechte gegeben, von der Linken, die geholfen hat, das
Camp in der Sandwith Street zu verteidigen, bis zu den Zehntausenden, die letztes Jahr bei der
„Irland für alle“-Demonstration gegen den zunehmenden Rassismus mitmarschiert sind. Die jüngste
Zunahme der „For All“-Kampagnen könnte durchaus als Katalysator für eine koordinierte
antirassistische und antifaschistische Einheitsfront wirken.

Was wir jetzt dringend brauchen, ist eine Einheitsfront von linken Organisationen und solchen der
Arbeiter:innenklasse, die Flüchtlinge angemessen verteidigen und faschistische Angriffe zerschlagen
kann. Eine ermutigte extreme Rechte wird nicht vor Flüchtlingen Halt machen, wie wir bereits bei
der Einschüchterung linker Abgeordneter gesehen haben. Das Wachstum des Faschismus wird von
seiner Fähigkeit abhängen, die Straßen zu kontrollieren, als eine effektive Straßenkampftruppe. Mit
faschistischem Terror kann man nicht argumentieren, aber man kann ihn physisch stoppen.
Organisierte Selbstverteidigung ist eine Notwendigkeit und muss ernsthaft aufgebaut werden.

Zugleich müssen reale Problem wie die Wohnungskrise angegangen werden. Zu lange hat die
Regierung die Interessen des multinationalen Großkapitals, der Immobilienentwickler:innen und der
abwesenden Vermieter :innen geschützt. Wir müssen Sofortmaßnahmen zur Unterbringung von
Obdachlosen und Flüchtlingen fordern, indem wir leerstehende Gewerbe- und
Unternehmensimmobilien nutzen.

Wir brauchen ein massives Sofortprogramm für gesellschaftlich nützliche öffentliche Arbeiten, um
Vollbeschäftigung zu schaffen und die wirtschaftliche und soziale Infrastruktur zu entwickeln. Die
Arbeiter:innenklasse sollte an der Ausarbeitung einer Anhörung zu den sozialen Bedürfnissen
beteiligt werden, die sich mit Fragen wie dem chronischen Wohnungsmangel, dem
heruntergekommenen Wohnungsbestand und dem Aufbau eines öffentlich finanzierten nationalen
Gesundheitsdienstes mit gleichberechtigtem Zugang befasst.

Diese öffentlichen Arbeiten sollten Teil eines demokratisch entwickelten Produktionsplans unter der
Kontrolle der Arbeiter:innen sein. Ein massives Wohnungsbauprogramm würde einen Teil dieses
Plans bilden und, wie der Rest des Programms, durch die Besteuerung der Reichen finanziert
werden. Ein solcher Schritt würde den Kampf für den Aufbau einer sozialistischen Gesellschaft
eröffnen, in der für den Bedarf und nicht für die kapitalistische Gier produziert würde!

Der Faschismus ist ein Produkt des kapitalistischen Zerfalls. Bürgerliche „demokratische“
Regierungen fördern das Wachstum des Faschismus durch ihre Unfähigkeit, die Probleme des
krisengeschüttelten Kapitalismus zu lösen. In ähnlicher Weise kann das Fehlen einer revolutionären
Alternative zum Kapitalismus das Wachstum der extremen Rechten nur fördern. Eine solche
revolutionäre Alternative, die sich auf ein Aktionsprogramm der Arbeiter:innenklasse stützt, muss
jetzt aufgebaut werden, damit sie Faschismus und Kapitalismus auf den Müllhaufen der Geschichte
befördern kann!


